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Drucksache Nr. 595 


Der Rundesminister der Justiz 

- 4001/1 - r>863/50 ~ 


Bonn, den 21. Februar 1950 


An (len Herrn 

Präsidenten des Dtnitselien Bnnd(‘stai»es 


Betr. : Anfrage Nr, 45 der Fraktion der KPD 
- Nr. 489 der Drucksachen - , 


Die Anfrage wird wie folgt beantwortet: 

Die deutsche Bundesregierung besitzt keine zuverlässigen Unterlagen 
über Umfang und Einzelheiten der Anwerbung von Deutschen im 
Bundesgebiet für fremdländischen IVlilitärdienst. Deutsche Amtsstellen 
und Organisationen sind an diesen Anwerbungen nicht beteiligt. 

Die Anwerbung ist nach dem gegenwärtigen Bechtszustand nicht 
verboten. Dies beruht jedoch nicht auf einer von der Hohen Kom- 
mission erteilten Erlaubnis, sondern auf dem bereits am 30. Januar 
1946 mit Wirkung vom 4. Februar 1946 von sämtlichen vier Hv- 
satzungsmächten erlassenen Kontrollratsgesetz Nr. 11; dieses hat in 
Artikel 1 die in § 141 a des Strafgesetzbuches enthaltene Straflic- 
stimmung gegen die Anwerbung beseitigt. 

Die Bundesregierung hat mit der Hohen Kommission keine Ver- 
handlungen über Anwerbungen geführt; es sind demgemäß keine 
von ihr insoweit verfolgten Bestrebungen bei der Hohen Kommission 
abgelehnt worden. 

Die Bundesregierung steht in Erwägung der Biuditsfragen, (li(' mit 
der Anvv('rbnng zusammetdiängen. 


Dr, Dehler 
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